
 

 

Referat 31 - Handreichung Nr. 3: 

Zur Bedeutung und zum Ablauf des Widerspruchsverfahrens in Prüfungsangele-

genheiten 

Stand: 25. Februar 2011 

 

Diese Handreichung des Referats 31 - Qualität und Recht soll den Fakultäten eine Orientierung über die 

Bedeutung und den Ablauf des Widerspruchsverfahrens in Prüfungsangelegenheiten geben. 

 

I. Allgemeines zum Widerspruch 

Studienbewerberinnen und Studienbewerber, Studierende, Promovierende und Habilitierende können 

sich im Widerspruchsverfahren gegen Einzelfallentscheidungen der Universität (sog. Verwaltungsakte) 

wenden. 

1. Der Verwaltungsakt 

Der Widerspruch kann nur gegen solche Maßnahmen der Behörde eingelegt werden, die Verwaltungsak-

te darstellen. Ein Verwaltungsakt ist eine hoheitliche Maßnahme auf dem Gebiet des öffentlichen 

Rechts, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung 

nach außen zielt. 

Beispiele: Ablehnende Entscheidung zu einem Härtefallantrag; negativer Bescheid zu einem Fristverlänge-

rungsantrag; Verweigerung der Genehmigung des Rücktritts; Bescheid über die Anerkennung und Anrech-

nung bereits erbrachter Prüfungsleistungen; Entscheidung über die Feststellung einer Täuschungshandlung 

oder eines Ordnungsverstoßes; Bekanntgabe der Ergebnisse von Prüfungsleistungen; Bewertung von Prü-

fungsarbeiten. 

2. Bedeutung des Widerspruchsverfahrens 

Das Widerspruchsverfahren dient dazu, Verwaltungsakte, mit denen die Betroffenen nicht einverstan-

den sind, noch einmal verwaltungsintern auf Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen und 

gegebenenfalls aufzuheben oder zu ändern. Die Widersprechenden können ohne Einschaltung der Ge-

richte die Aufhebung eines sie belastenden Verwaltungsakts (Anfechtungswiderspruch) bzw. unter Auf-

hebung des belastenden Verwaltungsakts den Erlass eines begünstigenden Verwaltungsakts (Verpflich-

tungswiderspruch) erreichen.  

3. Der Ablauf des Widerspruchsverfahrens im Überblick 

Das Widerspruchsverfahren wird mit der Einlegung des Widerspruchs eingeleitet (Näheres dazu unter II. 

1.). Der Widerspruch ist ein förmlicher Rechtsbehelf gegen Verwaltungsakte. Er ist bei der Behörde, die 

den Verwaltungsakt erlassen hat -hier der Prüfungsausschuss- binnen eines Monats nach Bekanntgabe 

des Verwaltungsakts einzulegen. Der Prüfungsausschuss kann dem Widerspruch unter Aufhebung der 

belastenden Entscheidung abhelfen; anderenfalls muss er den Widerspruch dem Widerspruchsaus-

schuss vorlegen. Dieser erlässt einen Widerspruchsbescheid, mit welchem entweder der Verwaltungsakt 
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aufgehoben bzw. der begehrte Verwaltungsakt erlassen oder der Widerspruch zurückgewiesen wird. 

(Näheres dazu unter II. 3. und 4.) 

II. Das Widerspruchsverfahren im Einzelnen 

► Der Widerspruch 

Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt der Beschwerten bzw. dem 

Beschwerten bekanntgegeben worden ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde einzulegen, 

die den Verwaltungsakt erlassen hat. 

1. Form 

Der Widerspruch muss entweder schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde eingelegt werden. 

a) Schriftlich  

Die Schriftform wird gewahrt durch eine Einlegung 

- per eigenhändig unterschriebenem Brief 

- durch Telegramm 

- per Telefax, wenn das Originalschriftstück (Telefaxvorlage) unterschrieben ist 

- durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur nach dem Signaturgesetz versehen ist. 

Der Widerspruch kann nicht per einfache E-Mail eingelegt werden. 

b) Mündlich zur Niederschrift bei der Behörde 

Mündlich zur Niederschrift bedeutet, dass die Widersprechende bzw. der Widersprechende in der Behör-

de den Widerspruch mündlich formuliert, woraufhin eine zur Entgegennahme befugte Person diese Er-

klärung schriftlich niederlegt und unterschreibt. Die Widersprechende bzw. der Widersprechende muss 

dieses Schriftstück unterzeichnen. 

2. Behörde, bei der der Widerspruch einzulegen ist  

Der Widerspruch ist bei der Stelle einzulegen, die den Bescheid, gegen den vorgegangen werden soll, er-

lassen hat. Diese können die Widersprechenden in der Regel dem Briefkopf bzw. der Rechtsbehelfsbeleh-

rung des Verwaltungsakts entnehmen. Bei Widersprüchen in Prüfungsangelegenheiten ist der jeweilige 

Prüfungsausschuss der richtige Adressat. 

3. Frist 

Grundsätzlich ist der Widerspruch binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts einzu-

legen. Der Widerspruch muss innerhalb der Frist bei der den Bescheid erlassenden Stelle eingegangen 

sein. Die rechtzeitige Absendung genügt nicht. 

 

a) Zeitpunkt der Bekanntgabe 

Für die Berechnung der Monatsfrist maßgebliches Ereignis (fristauslösendes Ereignis) ist die Bekanntga-

be.  
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Ein mündlicher Verwaltungsakt ist in dem Moment bekannt gegeben, in dem sein Inhalt der Betroffenen 

bzw. dem Betroffenen von der zuständigen Stelle mitgeteilt wird.  

Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im Inland durch die Post übermittelt wird, gilt am dritten Tage nach 

der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben (gesetzliche Fiktion). Geht er tatsächlich früher zu, ist dies un-

erheblich. Tag der Bekanntgabe ist trotzdem der dritte Tag nach Aufgabe zur Post. Geht der Verwal-

tungsakt allerdings tatsächlich später zu, so ist dieser Zeitpunkt maßgeblich.  

Hat die Behörde eine förmliche Zustellung (hierzu wird geraten) mittels Postzustellungsurkunde, 

Übergabeeinschreibens oder Einschreibens mit Rückschein gewählt, gilt Folgendes: Erfolgt die Zustel-

lung per Postzustellungsurkunde, wird grundsätzlich mit Übergabe des zuzustellenden Dokuments an 

die Adressatin bzw. den Adressaten zugestellt. Im Falle der Zustellung mittels Übergabeeinschreibens 

gilt das Dokument als am dritten Tage nach der Aufgabe zur Post zugestellt (gesetzliche Fiktion). Wiede-

rum ist eine tatsächlich frühere Zustellung unerheblich; bei tatsächlich späterer Zustellung ist dieser 

Zeitpunkt maßgeblich. Wird per Einschreiben mit Rückschein zugestellt, gilt die Zustellung an dem Tage 

als bewirkt, den der Rückschein angibt. 

b) Fristberechnung 

Die Monatsfrist beginnt am Tag nach der Bekanntgabe zu laufen. Sie endet mit dem Ablauf desjenigen 

Tages, welcher durch seine Zahl dem Tag der Bekanntgabe entspricht. 

Beispiel: Der Verwaltungsakt wird der Studentin bzw. dem Studenten am 4.1.2011 bekannt gegeben. Die ein-

monatige Widerspruchsfrist beginnt am 5.1.2011 zu laufen und endet mit Ablauf des 4.2.2011. 

Fällt das so berechnete Fristende auf einen Samstag, Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag, wird das 

Fristende auf den nächsten Werktag verlegt. 

Beispiel: Der Verwaltungsakt wird der Studentin bzw. dem Studenten am 22.3.2011 bekannt gegeben. Die ein-

monatige Widerspruchsfrist beginnt am 23.3.2011 zu laufen und endet grundsätzlich am 22.4.2011. Da dieser 

Tag jedoch ein gesetzlicher Feiertag (Karfreitag) ist, wird das Fristende auf den nächsten Werktag verlegt. Die 

Frist endet damit am Dienstag, den 26.4.2011. 

c) Geltung der Jahresfrist 

Fehlt dem Verwaltungsakt, gegen den Widerspruch erhoben wird, eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfs-

belehrung vollständig (z.B. weil der Verwaltungsakt mündlich erlassen oder im schriftlichen Bescheid die 

Rechtsbehelfsbelehrung schlicht vergessen wurde) oder wird sie unrichtig erteilt, gilt eine Jahresfrist zur 

Einlegung des Widerspruchs ab Bekanntgabe. 

Eine ordnungsgemäße, die Monatsfrist auslösende Rechtsbehelfsbelehrung muss enthalten:  

- die Bezeichnung des Widerspruchs als statthaften Rechtsbehelf 

- den Namen und den Sitz der Behörde, bei der der Widerspruch zu erheben ist 

- die einzuhaltende Monatsfrist 

Beispiel für eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung: „Gegen diesen Bescheid können Sie binnen eines 

Monats nach Bekanntgabe bei der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses des jeweiligen Studien-

gangs, Anschrift, Widerspruch erheben.“ 
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Für die Berechnung der Jahresfrist bei nicht vorhandener bzw. fehlerhafter Rechtsbehelfsbelehrung gel-

ten die unter (b) gemachten Ausführungen entsprechend. Es wird empfohlen, darüber hinaus einen 

Hinweis auf die Kostenpflichtigkeit eines erfolglosen Widerspruchsverfahrens aufzunehmen. 

d) Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

Wurde die Widerspruchsfrist ohne eigenes Verschulden der Widersprechenden versäumt, kann Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand beantragt werden.  

Die Widersprechende bzw. der Widersprechende muss dazu 

- unverschuldet die Widerspruchsfrist versäumt haben,  

Dies ist dann der Fall, wenn sie bzw. er die Nichteinhaltung weder selbst verschuldet, noch ihr 

bzw. ihm ein Verschulden seines Prozessbevollmächtigten zuzurechnen ist.  

Beispiele: Die Studentin bzw. der Student S wird kurz vor Ablauf der Widerspruchsfrist von einem Auto ange-

fahren und muss einige Wochen stationär im Krankenhaus behandelt werden.  

Die stets zuverlässige und in regelmäßigen Abständen stichprobenartig kontrollierte Anwaltsgehilfin des 

Rechtsanwalts R, der die Studentin bzw. den Studenten S vertritt, verliert auf dem Weg zum Briefkasten un-

bemerkt das den Widerspruch enthaltende Schreiben des R, welches bei Einwurf fristwahrend eingegangen 

wäre. S selbst kann kein eigenes Verschulden vorgeworfen werden. Auch ist ihm kein fremdes Verschulden 

seines Rechtsanwalts zurechenbar, da diesem ebenso wenig ein Verschuldensvorwurf gemacht werden kann. 

R hat seine zuverlässig arbeitende Anwaltsgehilfin ordnungsgemäß überwacht, so dass ihm kein Organisati-

onsverschulden zur Last fällt. 

- die Wiedereinsetzung innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hinderungsgrundes beantragen, 

- den Widerspruch innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hinderungsgrundes einlegen und 

Ist dies geschehen, kann die Verwaltungsbehörde die Wiedereinsetzung auch ohne Antrag von 

Amts wegen gewähren. 

- die Tatsachen zur Begründung des Antrags glaubhaft machen. 

Letzteres muss nicht zwingend bei der Antragsstellung geschehen, sondern kann auch noch im 

Verfahren über den Antrag auf Wiedereinsetzung erfolgen. Über den Antrag auf Wiedereinset-

zung entscheidet der für die Entscheidung über den Widerspruch zuständige Ausschuss. 

► Die Wirkung des Widerspruchs 

Erhebt die Betroffene bzw. der Betroffene Widerspruch, hat dieser grundsätzlich aufschiebende Wirkung 

(Suspensiveffekt). Die Vollziehung des Verwaltungsakts, gegen den Widerspruch eingelegt worden ist, 

wird gehemmt, d.h. der Verwaltungsakt braucht von der Adressatin bzw. dem Adressaten solange nicht 

befolgt zu werden und die Behörde darf ihn solange nicht zwangsweise durchsetzen, bis eine Entschei-

dung über den Widerspruch gefallen ist. 
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► Die Prüfung des Widerspruchs durch den Prüfungsausschuss 

Der Prüfungsausschuss prüft, ob er dem Widerspruch abhilft. Er hilft dem Widerspruch ab, soweit er ihn 

für zulässig und begründet hält. In diesem Fall ergeht ein Abhilfebescheid an die Widersprechenden. In 

aller Regel bedarf dieser Bescheid keiner Begründung. 

Beispiele: Ist der Widerspruch rechtzeitig eingegangen und begründet, weil der Ausgangsbescheid offensicht-

lich unrichtig ist, hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 

Ist der Widerspruch zwar begründet, aber nicht rechtzeitig eingelegt worden, hilft der Prüfungsausschuss dem 

Widerspruch nicht ab. 

Die Kosten des Widerspruchsverfahrens obliegen jeweils der unterliegenden Partei. Die öffentlichen am 

jeweiligen Widerspruchsverfahren beteiligten Stellen erheben über den Widerspruchsbescheid hinaus 

keine eigenen Kosten. Ist ein Widerspruch erfolgreich, so ist bei anwaltlicher Vertretung der Widerspre-

chenden auf Antrag über die Frage der Notwendigkeit der rechtlichen Vertretung zu befinden. Diese Ent-

scheidung obliegt der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Bei teilweiser Abhilfe trifft der 

Prüfungsausschuss keine Kostenentscheidung. Diese bleibt dem Widerspruchsausschuss vorbehalten. 

Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht ab, werden folgende Schritte notwendig: 

- Richtet sich der Widerspruch gegen Bewertungsfragen, werden von den Prüfenden Stellungnahmen 

eingeholt und mit dem Widerspruch an den Widerspruchsausschuss weitergeleitet. 

- Die Widersprechenden werden durch den Prüfungsausschuss darüber informiert, dass der Prüfungs-

ausschuss dem Widerspruch nicht abgeholfen hat und dieser nun dem Widerspruchsausschuss zur Ent-

scheidung vorgelegt wird. Der Prüfungsausschuss nennt den Widersprechenden die zuständige An-

sprechpartnerin bzw. den zuständigen Ansprechpartner beim Widerspruchsausschuss. 

- Die Prüfungsakte wird auf ihre Vollständigkeit kontrolliert. Sie enthält alle für die Entscheidung des 

Widerspruchsausschusses maßgeblichen Unterlagen. Dies sind insbesondere: 

- Ausgangsbescheid 

- Widerspruch 

- Stellungnahmen der Prüfenden zum Widerspruch (bei Bewertungsfragen) 

- Sitzungsprotokoll des Prüfungsausschusses 

- Prüfungsprotokoll (bei mündlichen Prüfungen) 

- Einschlägige Prüfungsordnung 

- Zwischenzeitlich ergangene Entscheidungen des Prüfungsausschusses 

- Persönliche Daten der Widersprechenden bzw. des Widersprechenden (Name; Anschrift; 

Geburtstag und -ort; Matrikelnummer; Immatrikulationszeitpunkt, Anzahl der Prüfungsver-

suche, Leistungspunktekonto) 

- Der Prüfungsausschuss fertigt eine vollständige Kopie der Prüfungsakte an. Das Original wird danach 

an den Widerspruchsausschuss weitergeleitet. Eine Kopie der Akte verbleibt beim Prüfungsausschuss. 

- Von sämtlichen Schreiben, die nach Weiterleitung der Akte beim Prüfungsausschuss eingehen, werden 

Kopien gefertigt und die Schreiben anschließend im Original an den Widerspruchsausschuss weiterge-

leitet. 
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- Begehren die Widersprechenden bzw. deren Rechtsbeistand noch vor Weiterleitung an den Wider-

spruchsausschuss Akteneinsicht, wird diese unter Aufsicht gewährt. Sie muss mit Namen der einsehen-

den Person, Datum und Uhrzeit dokumentiert werden. Der Widerspruchsausschuss wird über die erfolg-

te Akteneinsicht informiert. Gegen eine Gebühr von 0,50 € gemäß Ziffer 11.1.1 der Gebührenordnung für 

das Hochschulwesen vom 6. Dezember 1994 (HmbGVBl. S. 421) pro Seite können für die einsehenden 

Person Kopien erstellt werden. Die entrichtete Gebühr ist auf dem Sammel-PST-Konto der jeweiligen Fa-

kultät (Näheres über Referat 71) einzuzahlen. 

► Die Prüfung des Widerspruchs durch den Widerspruchsausschuss 

1. Bildung des Widerspruchsausschusses 

Gemäß § 66 Hamburgisches Hochschulgesetz (nachfolgend: HmbHG) entscheidet über Widersprüche in 

Prüfungsangelegenheiten der Widerspruchsausschuss. 

Ihm gehören an: 

1. ein Mitglied des TVP mit der Befähigung zum Richteramt, das den Vorsitz führt. Es bereitet die 

Sitzungen vor und leitet die nicht öffentlichen Sitzungen. Es kann über unzulässige Widersprü-

che sowie in Sachen, die nach seiner Auffassung keiner weiteren Erörterung bedürfen oder von 

geringer Bedeutung ist, allein entscheiden. 

2. eine Professorin oder ein Professor sowie eine Studierende oder ein Studierender der Fachrich-

tung, in der die Prüfung durchgeführt worden ist. 

Die bzw. der Vorsitzende nach § 66 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 HmbHG wird vom Präsidium bestellt, die 

Mitglieder nach § 66 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 HmbHG werden vom Fakultätsrat der jeweiligen Fakultät 

gewählt (gemäß § 99 Absatz 2 Satz 1 HmbHG Professoren und Professorinnen alle 2 Jahre, Studierende 

jedes Jahr). Die Mitglieder des Widerspruchsausschusses dürfen nicht gleichzeitig dem zuständigen Prü-

fungsausschuss angehören. 

2. Verfahren 

Der Widerspruchsausschuss prüft, ob der Widerspruch zulässig und begründet ist.  

Insoweit er zulässig und begründet ist, wird dem Widerspruch stattgegeben. Die Widersprechenden 

werden über die Aufhebung des angegriffenen Bescheides und die weiteren Folgen unterrichtet.  

Ist der Widerspruch unzulässig und/oder unbegründet, wird der Widerspruch kostenpflichtig zurückge-

wiesen.  

Den Widersprechenden wird dann ein entsprechender Widerspruchsbescheid zugestellt.  

Der Widerspruchsausschuss informiert den Prüfungsausschuss über seine jeweilige Entscheidung. 

Hält der Widerspruchsausschuss einen die Bewertung von Prüfungsleistungen betreffenden Wider-

spruch für zulässig und begründet, ordnet er an, dass ggf. schriftliche Arbeiten erneut zu bewerten, an-

dere Prüfungsleistungen erneut zu erbringen oder andere Prüfer zu bestellen sind.  
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► Kosten des Widerspruchsverfahrens 

Der Widerspruchsbescheid enthält eine Entscheidung darüber, wer grundsätzlich die Kosten des Wider-

spruchsverfahrens zu tragen hat (sog. Kostengrundentscheidung). Die eigentliche Festsetzung der Kos-

ten der Höhe nach erfolgt in einem gesonderten Kostenfestsetzungsverfahren. 

Ergeht ein ablehnender Widerspruchsbescheid, so müssen die Widersprechenden die Kosten des Wider-

spruchsverfahrens tragen. Wird dem Widerspruch stattgegeben, dann trägt die Behörde die Kosten. Ob-

siegen und unterliegen die Widersprechenden und die Behörde jeweils nur teilweise, werden die Kosten 

verhältnismäßig geteilt.  

Die Kosten für ein erfolgloses Widerspruchsverfahren liegen gemäß Ziffer 7 der Anlage A der Gebühren-

ordnung für das Hochschulwesen vom 6. Dezember 1994 (HmbGVBl. S. 421) zwischen 25,00 € und 350,00 

€.  

Der Widerspruch kann bis zum Erlass des Widerspruchsbescheides jederzeit kostenfrei zurückgenom-

men werden. 

► Rechtsmittel gegen den Widerspruchsbescheid 

 

Gegen einen ablehnenden Widerspruchsbescheid können die Widersprechenden innerhalb eines Monats 

nach dessen Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg 

erheben.  

Darüber werden die Widersprechenden im Widerspruchsbescheid belehrt. Erfolgt die Rechtsbehelfsbe-

lehrung nicht oder nicht ordnungsgemäß, kann die Klage binnen eines Jahres ab Zustellung des Wider-

spruchsbescheides erhoben werden. 

 

Bleibt der Widerspruchsausschuss hingegen über drei Monate seit Einlegung des Widerspruchs untätig, 

können die Widersprechenden, ohne weiter auf einen Widerspruchsbescheid warten zu müssen, Klage 

vor dem Verwaltungsgericht erheben (sog. Untätigkeitsklage). 

 

Das Referat 31 – Qualität und Recht vertritt die Universität im Falle einer Klage vor dem Verwaltungsge-

richt. Der Prüfungsausschuss wird über Stand und/oder Abschluss des gerichtlichen Verfahrens infor-

miert. 


